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Vom 15. Mai 1935. 


Die Danziger Regierung will unter Sicherung alter deutſcher Erbſitte das Bauerntum erhalten 
und auf eine geſunde Verteilung der landwirtſchaftlichen Beſitzgrößen hinwirken, da eine große An⸗ 
zahl lebensfähiger kleiner und mittlerer Bauernhöfe, möglichſt gleichmäßig über das ganze Land ver⸗ 
teilt, die beſte Gewähr für die Geſunderhaltung von Volk und Staat bildet. Die Bauernhöfe ſollen 
vor Überſchuldung und Zerſplitterung im Erbgang geſchützt werden, damit ſie dauernd als Erbe der 
Sippe in der Hand freier Bauern verbleiben. Zur Durchführung dieſes Zieles wird daher auf Grund 
des § 1 Ziff. 25, 26, 61, 86 und 89 ſowie des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


1. Abſchnitt 
Der Erbhof 
§ 1 
Begriff 
(1) Land- oder forſtwirtſchaftlich genutztes Grundeigentum iſt Erbhof, wenn es 
1. hinſichtlich feiner Größe den Erforderniſſen der 88 2, 3 entſpricht und 
2. ſich im Alleineigentum einer bauernfähigen Perſon befindet, vorbehaltlich der Vorſchrift 
des $ 59. 

(2) Höfe, die ſtändig durch Verpachtung genutzt werden, find nicht Erbhöfe. 

(3) Die Erbhöfe werden von Amts wegen in die Erbhöferolle eingetragen. Dieſe Eintragung 
hat rechtserklärende, keine rechtsbegründende Bedeutung. 

(4) Die Eintragung eines Grundſtücks in die Erbhöferolle begründet die Vermutung, daß das 
Grundſtück Erbhofeigenſchaft beſitzt. Sobald die Erbhöferolle als angelegt anzuſehen iſt, wird ver⸗ 
mutet, daß Grundſtücke, die nicht in die Erbhöferolle eingetragen ſind, die Erbhofeigenſchaft nicht be⸗ 
ſitzen. Der Zeitpunkt in dem die Erbhöferolle als angelegt anzuſehen iſt, wird vom Senat im 
Geſetzblatt bekanntgegeben. 

(5) Hat der Hof nach dem 1. 1. 1927 außer durch Erbgang oder Gutsüberlaſſungsvertrag ſeinen 
Eigentümer gewechſelt, fo kann auf Antrag des Kreisbauernführers durch Beſchluß des Anerben⸗ 
gerichts beſtimmt werden, daß der Hof nicht Erbhof wird. 


82 
Mindeſtgröße 

(1) Der Erbhob muß mindeſtens die Größe einer Ackernahrung haben. 

(2) Als Ackernahrung iſt diejenige Menge Landes anzuſehen, welche notwendig iſt, um eine Fa⸗ 
milie unabhängig vom Markt und der allgemeinen Wirtſchaftslage zu ernähren und zu bekleiden 
ſowie den Wirtſchaftsablauf des Erbhofes zu erhalten. Eine Größe von ſiebeneinhab Hektar ſoll regel⸗ 
mäßig als Ackernahrung gelten. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 30. 5. 1935.) 
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8 3 
Höchſtgrenze 

(1) Der Erbhof darf nicht größer ſein als einhundertfünfundzwanzig Hektar. 

(2) Er muß von einer Hofſtelle aus ohne Vorwerke bewirtſchaftet werden können. 

(3) Soll ein Erbhof durch Hinzunahme von Grundſtücken über eine Geſamtfläche von einhundert⸗ 
fünfundzwanzig Hektar hinaus vergrößert werden, ſo werden die hinzugenommenen Flächen nur dann 
Beſtandteile des Erbhofs, wenn der Senat gemäß § 5 der Verordnung hierzu die Genehmigung 
erteilt. Dasſelbe gilt, wenn eine Beſitzung, die auf Grund des § 5 Erbhof geworden iſt, vergrößert 
werden ſoll. 

8 4 


Entſtehung von Erbhöfen durch Teilung 
Die Bildung mehrerer Erbhöfe durch Teilung größeren Grundbeſitzes iſt zuläſſig, wenn 

1. jeder Hof für ſich den Erforderniſſen der SS 1 bis 3 entſpricht und 

2. der Geſamtbetrag der Schulden des Eigentümers einſchließlich der auf dem zu teilenden Grund⸗ 
beſitz ruhenden dinglichen Laſten fünfzig vom Hundert des vor der Teilung zuletzt feſtgeſetzten 
Vermögensſteuerwerts nicht überſteigt. 

8 5 
Entſtehung eines Erbhofs durch beſondere Zulaffung 
(1) Der Senat kann nach Anhörung des Kreisbauernführers und des Landesbauernführers von 
den Erforderniſſen des $ 3 Ausnahmen zulaſſen. 
(2) Eine Größe von mehr als einhundertfünfundzwanzig Hektar ſoll jedoch in der Regel nur 
zugelaſſen werden, 

1. wenn es mit Rückſicht auf die Bodenart oder das Klima geboten erfcheint; 

2. wenn es ſich um einen wirtſchaftlich in ſich geſchloſſenen und in ſeinen Ländereien abgerundeten 
Hof handelt, der ſich nachweislich ſeit mehr als einhundertundfünfzig Jahren im Eigentum 
des Bauerngeſchlechtes befindet; 

3. wenn ein um das Geſamtwohl des Volkes beſonders verdienter Danziger in eigener Perſon 
oder in feinen Nachkommen geehrt werden ſoll; 

4. wenn das auf dem Hof anſäſſige Geſchlecht dort Werte (3. B. Bauwerke von künſtleriſcher 
oder kulturgeſchichtlicher Bedeutung) geſchaffen hat, die bei einer Größe des Hofs von nicht 
mehr als einhundertfünfundzwanzig Hektar keine genügende wirtſchaftliche Grundlage für ihre 
Erhaltung finden. 

(3) Von der Vorausſetzung, daß der Erbhof von einer Hofſtelle aus ohne Vorwerke bewirtſchaftet 
werden kann, ſoll nur abgeſehen werden, wenn beſondere betriebswirtſchaftliche Verhältniſſe das Vorwerk 
notwendig machen. er 


Gemüfe- oder Obſtbau 

(1) Die Vorſchriften der SS 1 bis 5 gelten auch für Grundſtücke, die durch Gemüſe- oder Obſtbau 
genutzt werden. 

(2) Beim Gemüſe⸗ oder Obſtbau iſt ein Betrieb als Ackernahrung anzuſehen, wenn der ge⸗ 
nutzte Grundbeſitz auch bei Umſtellung auf eine andere Art landwirtſchaftlicher Nutzung als Acker⸗ 
nahrung im Sinne des $ 2 Abſ. 2 anzuſehen wäre. 

87 
Der Erbhof 

(1) Zum Erbhof gehören alle im Eigentum des Bauern ſtehenden Grundſtücke, die regelmäßig 
von der Hofitelle aus bewirtſchaftet werden, und das im Eigentum des Bauern ſtehende Zubehör. 

(2) Eine zeitweilige Verpachtung oder ähnliche vorübergehende Benutzung von Hofgrundſtücken, 
z. B. als Altenteilsland, ſchließt die Hofzugehörigkeit nicht aus. 


8 8 
Das Hofzubehör im einzelnen 
(1) Das Hofzubehör umfaßt insbeſondere das auf dem Hofe für die Bewirtſchaftung vorhandene 
Vieh, Wirtſchafts⸗ und Hausgerät einſchließlich des Leinenzeugs und der Betten, den vorhandenen 
Dünger und die für die Bewirtſchaftung dienenden Vorräte an landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen. 
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(2) Zum Hofzubehör gehören außerdem die auf den Hof bezüglichen Urkunden, aus früheren 
Generationen ſtammende Familienbriefe, ferner Bilder mit Erinnerungswert, Geweihe und ähnliche 
auf den Hof und die darauf ſeßhafte Bauernfamilie bezügliche Erinnerungsſtücke. 


8 9 
Verſicherungsforderung. Tilgungsguthaben 

(1) Zum Erbhof gehören auch die Forderungen aus den für den Hof und deſſen Zubehör einge⸗ 
gangenen Verſicherungen nebſt den hierauf ausgezahlten Entſchädigungsſummen ſowie ein zur Abtra⸗ 
gung einer Hofſchuld angeſammeltes Tilgungsguthaben. 

(2) Forſtnutzungsrechte, ſonſtige dem Erbhof dienende dingliche Nutzungsrechte, Anteile an einer 
Waldgenoſſenſchaft und ähnliche dem Erbhof dienende Rechte gehören zum Erbhof, gleichviel, ob ſie 
mit dem Eigentum am Erbhof verbunden ſind oder dem Bauern perſönlich zuſtehen. Das gleiche 
gilt für den Anteil an einer Molkerei, Brennerei, Zuckerfabrik oder ähnlichen Einrichtung, in der Er⸗ 
zeugniſſe des Erbhofs verarbeitet oder verwertet werden, ſowie für den Anteil an einer gemeinſchaftlich 
benutzten Dreſchmaſchine oder ähnlichen Anlage. 

8 10 
Entſcheidung des Anerbengerichts über die Erbhofeigenſchaft 

Beſtehen Zweifel darüber, ob ein Hof als Erbhof anzuſehen iſt, ſo entſcheidet auf Antrag des 
Eigentümers oder des Kreisbauernführers das Anerbengericht. Stellt der Eigentümer den Antrag, 
ſo iſt der Kreisbauernführer vor der Entſcheidung zu hören. Der Antrag auf Entſcheidung über die 
Erbhofeigenſchaft oder Bauernfähigkeit ($ 18) kann auch von demjenigen geſtellt werden, der ein 
rechtliches Intereſſe an der Feſtſtellung nachweiſt. 

2. Abſchnitt 
Der Bauer 
8 11 
Begriff 

(1) Nur der Eigentümer eines Erbhofs heißt Bauer. 

(2) Der Eigentümer oder Beſitzer anderen land- oder forſtwirtſchaftlich genutzten Eigentums heißt 
Landwirt. 

(3) Andere Bezeichnungen für Eigentümer oder Beſitzer land- oder forſtwirtſchaftlich genutzten 
Grundeigentums ſind unzuläſſig. 

(4) Die Berufsbezeichnung der Eigentümer im Grundbuch iſt allmählich entſprechend zu ändern. 

8 12 
Erfordernis der Danziger Staatsangehörigkeit 

Bauer kann nur ſein, wer die Danziger Staatsangehörigkeit beſitzt. Von dem Erfordernis der 

Danziger Staatsangehörigkeit kann der Senat auf Antrag des Eigentümers Ausnahmen gewähren. 
8 13 
Sonſtige Erforderniſſe 

Bauer kann nur ſein, wer ſeiner Herkunft nach die Vorausſetzungen erfüllt, die nach der allge⸗ 

meinen Volksanſchauung an einen Bauer geſtellt werden. 
8 14 
Ausſchluß durch Entmündigung 

Bauer kann nicht ſein, wer entmündigt iſt, ſofern die Anfechtungsklage rechtskräftig abgewieſen 

oder nicht innerhalb der geſetzlichen Friſt erhoben iſt. 
$ 15 
Ehrbarkeit und Befähigung des Bauern 

(1) Der Bauer muß ehrbar ſein. Er muß fähig ſein, den Hof ordnungsmäßig zu bewirtſchaften. 
Mangelnde Altersreife allein bildet keinen Hinderungsgrund. 

(2) Fallen die Vorausſetzungen des Abſ. 1 fort oder kommt der Bauer feinen Schuldverpflich⸗ 
tungen nicht nach, obwohl ihm dies bei ordnungsmäßiger Wirtſchaftsführung möglich wäre, ſo kann das 
Anerbengericht auf Antrag des Landesbauernführers die Verwaltung und Nutznießung des Erbhofs 
dauernd oder auf Zeit auf den Ehegatten des Bauern oder auf denjenigen übertragen, der im Falle 
des Todes des Bauern der Anerbe wäre. 
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8 16 
Wirkung des Verluſts der Bauernfähigkeit 


Verliert der Bauer die Bauernfähigkeit, ſo darf er ſich nicht mehr Bauer nennen. Hierdurch wird 
ſein Eigentum am Hofe ſowie die Erbhofeigenſchaft des Hofs nicht berührt. 


8 17 
Miteigentum. Juriſtiſche Perſon 
(1) Ein Erbhof kann nicht im Eigentum mehrerer Perſonen ſtehen. Ausgenommen iſt der Fall 
der ehelichen Gütergemeinſchaft oder des Miteigentums von Ehegatten, wenn die Gemeinſchaft zur 
Zeit des Inkrafttretens dieſer Verordnung bereits beſteht. 
(2) Ein Erbhof kann nicht einer juriſtiſchen Perſon gehören. 


8 18 
Entſcheidung des Anerbengerichts über die Bauernfähigkeit 


Beſtehen Zweifel darüber, ob eine Perſon bauernfähig iſt, ſo entſcheidet auf ihren Antrag oder 
auf Antrag des Kreisbauernführers das Anerbengericht. 


3. Abſchnitt 
Erbfolge kraft Anerbenrechts 
$ 19 
Erbfolge in den Erbhof 
(1) Beim Tode des Bauern bildet der Erbhof hinſichtlich der geſetzlichen Erbfolge und der 
Erbteilung einen beſonderen Teil der Erbſchaft. 
(2) Der Erbhof geht kraft Verordnung ungeteilt auf den Anerben über. 


8 20 
Anerben ordnung 

Zum Anerben ſind in folgender Ordnung berufen: 

1. die Söhne des Erblaffers; an die Stelle eines verſtorbenen Sohnes treten deſſen Söhne und 
Gohnesjöhne; 

2. der Vater des Erblaſſers; 

3. die Brüder des Erblaſſers; an die Stelle eines verſtorbenen Bruders treten deſſen Söhne 
und Gohnesjöhne; 

4. die Töchter des Erblaffers; an die Stelle einer verſtorbenen Tochter treten deren Söhne und 
Sohnesjöhne; 

5. die Schweſtern des Erblaſſers; an die Stelle einer verſtorbenen Schweſter treten deren Söhne 
und Sohnesſöhne; 

6. die weiblichen Abkömmlinge des Erblaſſers und die Nachkommen von ſolchen, ſoweit ſie 
nicht bereits zu Nr. 4 gehören. Der dem Mannesſtamme des Erblaſſers Näherſtehende 
ſchließt den Fernerſtehenden aus. Im übrigen entſcheidet der Vorzug des männlichen Ge⸗ 
ſchlechts. 

s 21 
Einzelvorſchriften zur Anerbenordnung 

(1) Wer nicht bauernfähig iſt, ſcheidet als Anerbe aus. Der Erbhof fällt demjenigen zu, welcher 
berufen ſein würde, wenn der Ausſcheidende zur Zeit des Erbfalls nicht gelebt hätte. 

(2) Ein Verwandter iſt nicht zur Anerbenfolge berufen, ſolange ein Verwandter einer vorherge⸗ 
henden Ordnung vorhanden iſt. 

(3) Innerhalb der gleichen Ordnung entſcheidet je nach dem in der Gegend geltenden Brauch 
Alteſten⸗ oder Jüngſtenrecht. Beſteht kein beſtimmter Brauch, ſo gilt Jüngſtenrecht. Iſt zweifelhaft, 
ob oder welcher Brauch beſteht, ſo entſcheidet auf Antrag eines Beteiligten das Anerbengericht. 

(4) Unter den Söhnen gehen die Söhne der erſten Frau den anderen Söhnen vor. Bei Brüdern 
oder Schweſtern gehen Vollbürtige vor Halbbürtigen. 

(5) Durch nachfolgende Ehe anerkannte Kinder ſtehen den nach Eingehung der Ehe geborenen 
Kindern gleich. Für ehelich erklärte Kinder des Vaters gehen in derſelben Ordnung den ehelichen Kin⸗ 
dern nach; uneheliche Kinder der Mutter gehen ſchlechthin den ehelichen Kindern nach. 
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(6) An Kindes Statt angenommene Perſonen find nicht zur Anerbenfolge berufen, vorbehaltlich 
des $ 60. 

(7) Wenn zur Zeit des erſten Erbfalls, nachdem der Hof auf Grund dieſer Verordnung Erbhof 
geworden iſt, Söhne oder Sohnesſöhne nicht oder nicht mehr vorhanden oder nicht bauernfähig ſind, 
ſo ſind die Anerben der vierten Ordnung vor denen der zweiten und dritten Ordnung berufen. 


8 22 
Austauſch eines Erbhofs 

(1) Hat der Anerbe bereits einen Erbhof, ſo ſcheidet er als Anerbe aus. Der Erbhof fällt dem⸗ 
jenigen an, welcher berufen ſein würde, wenn der Ausſcheidende zur Zeit des Erbfalls nicht gelebt hätte. 

(2) Dies tritt jedoch nicht ein, wenn der Anerbe innerhalb ſechs Wochen nach dem Zeitpunkt, 
in dem er von dem Anfall Kenntnis erlangt hat, dem Anerbengericht gegenüber in öffentlich beglau⸗ 
bigter Form oder zur Niederſchrift der Geſchäftsſtelle erklärt, daß er den angefallenen Hof über⸗ 
nehme. 

(3) Im Falle des Abſ. 2 fällt das Eigentum an dem eigenen Hof des Anerben kraft Ver⸗ 
ordnung dem nächſtberufenen Anerben des Erblaſſers an. Dieſer kann den Anfall ausſchlagen. Die Vor⸗ 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Annahme oder Ausſchlagung einer Erbſchaft finden 
entſprechende Anwendung. 

(4) Das Anerbengericht beſtimmt, in welcher Höhe dieſer Nächſtberufene verpflichtet iſt, den An⸗ 
erben von den Nachlaßverbindlichkeiten zu befreien. 

(5) Die Vorſchrift des Ubi. 4 gilt auch für die mit dem übertragenen Hof zuſammenhängenden 
perſönlichen Verbindlichkeiten des Anerben. Inſoweit das Anerbengericht den Erwerber des Hofs zu 
ihrer Tragung verpflichtet, haftet er auch den Gläubigern gegenüber. 


8 23 
Mehrere Erbhöfe 

(1) Hinterläßt der Bauer mehrere Erbhöfe, ſo können die als Anerben Berufenen in der Rei⸗ 
henfolge ihrer Berufung je einen Erbhof wählen, ſodaß niemand mehr als einen Erbhof bekommt. 

(2) Die Wahl iſt gegenüber dem Anerbengericht in öffentlich beglaubigter Form oder zur Nieder⸗ 
ſchrift der Geſchäftsſtelle zu erklären. Der Vorſitzende des Anerbengerichts hat dem Wahlberech⸗ 
tigten auf Antrag eines nachſtehenden Wahlberechtigten eine angemeſſene Friſt zur Erklärung über 
die Wahl zu beſtimmen. Erfolgt die Wahl nicht vor Ablauf der Friſt, ſo tritt der Wahlberechtigte 
hinter die übrigen Wahlberechtigten zurück. 

(8) Jeder Anerbenberechtigte erwirbt das Eigentum an dem von ihm gewählten Hof mit der 
Vollziehung der Wahl. Mit der Vollziehung der letzten Wahl erwirbt zugleich der Nächſtberufene das 
Eigentum an dem übrigbleibenden Hof. 

8 24 
Verfügung von Todes wegen 

(1) Der Erblaſſer kann die Erbfolge kraft Anerbenrechts durch Verfügung von Todes wegen 
nicht ausſchließen oder beſchränken. 

(2) Die Vorſchrift des Abſ. 1 ſchließt die Verfügung über einzelne für die Bewirtſchaftung des 
Hofs unweſentliche Zubehörſtücke nicht aus, ſofern es ſich nicht um Hofesurkunden oder um die im 
§ 8 Abſ. 2 bezeichneten beſonderen Stücke handelt. 

(3) Zu den Verfügungen, durch welche die Erbfolge kraft Anerbenrechts beſchränkt wird, gehören 
auch Verfügungen von Todes wegen, durch die eine Belaſtung des Hofs angeordnet oder über den 
übrigen Nachlaß ſo verfügt wird, daß eine Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten gemäß den Vor⸗ 
ſchriften des $ 34 nicht mehr möglich iſt. 

8 25 

Beſtimmung des Anerben durch den Erblaſſer. 

(1) Innerhalb der erſten Ordnung kann der Erblaſſer den Anerben beſtimmen. 

(2) Sind eheliche Söhne oder Sohnesſöhne nicht vorhanden, ſo kann der Erblaſſer mit Zu⸗ 
ſtimmung des Anerbengerichts beſtimmen, daß ein unehelicher Sohn, deſſen Vater er iſt, Anerbe 
wird. Vor der Entſcheidung hat das Anerbengericht den Landesbauernführer zu hören. 

(3) Mit Zuſtimmung des Anerbengerichts kann der Erblaſſer beſtimmen, daß eine Perſon der 
vierten Ordnung vor Perſonen der erſten, zweiten oder dritten Ordnung Anerbe wird. Das Anerben⸗ 
gericht ſoll die Zuſtimmung erteilen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 


658 


(4) Innerhalb der zweiten und der folgenden Ordnungen kann der Erblaſſer den Anerben be- 
ſtimmen. Er kann dabei auch mit Zuſtimmung des Anerbengerichts eine oder mehrere Ordnungen 
überſpringen. 

(5) Sind Perſonen der im 8 20 bezeichneten Ordnungen nicht vorhanden, ſo kann der Erblaſſer 
den Anerben beſtimmen. Iſt der vom Erblaſſer beſtimmte Anerbe nicht bauernfähig oder trifft 
der Bauer keine Beſtimmung, ſo beſtimmt der Landesbauernführer den Anerben. Bauernfähige Ver⸗ 
wandte oder Verſchwägerte des Erblaſſers ſind hierbei bevorzugt zu berückſichtigen. 

(6) Iſt jemand, deſſen Ehegatte vor dem Inkrafttreten der Verordnung geſtorben iſt, Eigentümer 
eines Erbhofs, der von der Seite des Verſtorbenen herſtammt, ſo kann er mit Zuſtimmung des An⸗ 
erbengerichts auch eine Perſon beſtimmen, die zum Anerben des anderen Ehegatten hätte beſtimmt 
werden können. Iſt die Beſtimmung in einer vor dem Inkrafttreten der Verordnung errichteten Ver⸗ 
fügung von Todes wegen getroffen, ſo bedarf es der Zuſtimmung des Anerbengerichts nicht. 


8 26 
Verwaltung und Nutznießung für Vater oder Mutter des Anerben 

(1) Der Erblaſſer kann anordnen, daß dem Vater oder der Mutter des Anerben über die Voll⸗ 
jährigkeit, jedoch nicht über das fünfundzwanzigſte Lebensjahr des Anerben hinaus, die Verwaltung 
und Nutznießung des Hofs zuſtehen ſoll. 

(2) Der Erblaſſer kann anordnen, daß ſeinem Ehegatten die Verwaltung und Nutznießung des 
Erbhofs zustehen ſoll, und zwar für den Fall, daß der Anerbe zur erſten oder vierten Anerbenordnung 
gehört, bis zur Vollendung des fünfundzwanzigſten Lebensjahres des Anerben, für andere Fälle 
auch darüber hinaus. Hat der Anerbe das dreißigſte Lebensjahr vollendet, ſo kann das Anerbengericht 
auf Antrag des Landesbauernführers dieſe Verwaltung und Nutznießung aufheben. 


8 27 
Führung des Hofnamens 

() Der Erblaſſer kann beſtimmen, daß der Anerbe als Zuſatz zu ſeinem Namen den Hof— 
namen führt. 

(2) Die Namensänderung tritt mit dem Anfall des Erbhofs ein; ſie erſtreckt ſich nicht auf die 
Ehefrau oder die Kinder des Anerben. 

(3) Der Hofname wird im Falle des Abſ. 2 mit einem Bindeſtrich mit dem Familiennamen 
des Anerben verbunden. Beſtehen Zweifel über den Hofnamen, ſo entſcheidet auf Antrag eines Be⸗ 
teiligten oder von Amts wegen das Anerbengericht endgültig. Das Anerbengericht ſoll vor der Ent⸗ 
ſcheidung den Kreisbauernführer hören. Das Anerbengericht teilt dem Nachlaßgericht beglaubigte Ab- 
ſchrift ſeiner Entſcheidung mit. 

(4) Der Anerbe kann, wenn ein wichtiger Grund vorliegt, die Führung des Namenszuſatzes durch 
Erklärung gegenüber dem Anerbengericht ablehnen. Die Vorſchriften über die Ausſchlagung einer Erb— 
ſchaft finden entſprechende Anwendung. Darüber, ob ein wichtiger Grund vorliegt, entſcheidet von 
Amts wegen nach Anhörung des Kreisbauernführers das Anerbengericht endgültig. Das Anerben- 
gericht teilt dem Nachlaßgericht beglaubigte Abſchrift ſeiner Entſcheidung mit. 

(5) Sobald der Namenszuſatz und ſeine Annahme feſtſteht, veranlaßt das Nachlaßgericht die 
Eintragung eines Randvermerks im Geburts- und Heiratsregiſter des Anerben. 

(6) Für das Verfahren des Anerbengerichts und des Nachlaßgerichts gemäß Abſ. 3 bis 5 
werden keine Gebühren erhoben. 

8 28 
Form der Anordnungen des Erblaſſers 

Der Erblaſſer kann die in 88 25 bis 27 vorgeſehenen Anordnungen nur durch Teſtament oder 
Erbvertrag treffen. 

8 29 
Ausſchlagung 

(1) Der Anerbe kann den Anfall des Erbhofs ausſchlagen, ohne die Erbſchaft in das übrige 
Vermögen auszuſchlagen. Auf dieſe Ausſchlagung finden die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs über die Ausſchlagung der Erbſchaft entſprechende Anwendung. 

(2) Die Ausſchlagung iſt gegenüber dem Anerbengericht zu erklären. Die Friſt für die Aus⸗ 
ſchlagung beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Anerbe von ſeiner Berufung zum Anerben Kennt⸗ 
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nis erlangt, wenn jedoch die Berufung auf einer Verfügung von Todes wegen beruht, nicht vor Ver⸗ 
kündung der Verfügung. f 

(3) It der zum Anerben Berufene nicht Danziger Staatsangehöriger, jo tritt ſein Ausſcheiden 
als Anerbe (§ 21 Abſ. 1, $ 12) zunächſt nicht ein. Es gilt aber als Ausſchlagung des Anfalls des 
Erbhofs, wenn er nicht die Verleihung der Danziger Staatsangehörigkeit innerhalb der im Abſ. 2 
bezeichneten Friſt nachgeſucht hat, oder wenn ſein Geſuch abgelehnt wird. 

(4) Im Falle des Abſ. 3 wird die Friſt auch dadurch gewahrt, daß der zum Anerben Berufene 
den im $ 12 vorgeſehenen Antrag auf Befreiung vom Erfordernis der Danziger Staatsangehörig- 
keit ſtellt. Wird dieſer Antrag abgelehnt, ſo beginnt die im Abſ. 3 vorgeſehene Friſt, falls ſie 
nicht bei Stellung des vorerwähnten Antrages bereits abgelaufen war, mit Zuſtellung des ablehnenden 
Beſcheides von neuem zu laufen. 

8 30 
Verſorgung der Abkömmlinge des Erblaſſers 
Heimatzuflucht 

(1) Die Abkömmlinge des Erblaſſers werden, ſoweit ſie Miterben oder pflichtteilsberechtigt ſind, 

bis zu ihrer Volljährigkeit auf dem Hofe angemeſſen unterhalten und erzogen. 
2) Sie ſollen auch für einen dem Stande des Hofs entſprechenden Beruf ausgebildet und bei 
ihrer Verſelbſtändigung, weibliche Abkömmlinge auch bei ihrer Verheiratung, ausgeſtattet werden, 
ſoweit die Mittel des Hofs dies geſtatten; die Ausſtattung kann insbeſondere auch in der Gewährung 
von Mitteln für die Beſchaffung einer Siedlerſtelle beſtehen. 

(3) Geraten ſie unverſchuldet in Not, ſo können ſie auch noch ſpäter gegen Leiſtung angemeſſener 
Arbeitshilfe auf dem Hofe Zuflucht ſuchen (Heimatzuflucht). Dieſes Recht ſteht auch den Eltern 
des Erblaſſers zu, wenn ſie Miterben oder pflichtteilsberechtigt ſind. 

8 31 
Altenteil des Ehegatten 

Der überlebende Ehegatte des Erblaſſers kann, wenn er Miterbe oder pflichtteilsberechtigt iſt 
und er auf alle ihm gegen den Nachlaß zuſtehenden Anſprüche verzichtet, von dem Anerben lebens⸗ 
länglich den in ſolchen Verhältniſſen üblichen Unterhalt auf dem Hofe verlangen, ſoweit er ſich nicht 
aus eigenem Vermögen unterhalten kann. 

8 32 
Regelung von Streitigkeiten 

Bei Streitigkeiten aus den 88 30 und 31 trifft das Anerbengericht die erforderliche Regelung unter 
billiger Berücksichtigung der Verhältniſſe der Beteiligten jo, daß der Hof bei Kräften bleibt. Es 
kann das Verſorgungsrecht aufheben oder einſchränken, wenn der Verſorgungsberechtigte anderweit ge— 
ſichert iſt oder wenn dem Verpflichteten die Leiſtung nicht mehr zugemutet werden kann, insbeſondere 
wenn ſie die Kräfte des Hofs überſteigt. Die Entſcheidung des Anerbengerichts iſt endgültig. 


8 33 
Der übrige Nachlaß 
Das außer dem Erbhof vorhandene Vermögen des Bauern vererbt ſich nach den Vorſchriften 
des allgemeinen Rechts. 
8 34 
Nachlaßverbindlichkeiten 
(1) Die Nachlaßverbindlichkeiten einſchließlich der auf dem Hofe ruhenden Hypotheken, Grund- 
und Rentenſchulden, aber ohne die auf dem Hofe ruhenden ſonſtigen Laſten (Altenteil, Nießbrauch, 
Entſchuldungsrente u. a.) ſind, ſoweit das außer dem Hof vorhandene Vermögen dazu ausreicht, aus 
dieſem zu berichtigen. 

(2) Soweit die Nachlaßverbindlichkeiten nicht in dieſer Weile berichtigt werden können, iſt der An⸗ 
erbe den Miterben gegenüber verpflichtet, ſie allein zu tragen und die Miterben von ihnen zu befreien. 
8 35 
Teilung des übrigen Nachlaſſes 

(1) Verbleibt nach Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten ein Überſchuß, jo iſt dieſer auf die 
Miterben des Anerben nach den Vorſchriften des allgemeinen Rechts zu verteilen. 


(2) Der Anerbe kann, falls er nach den Vorſchriften des allgemeinen Rechts überhaupt zu einem 
Erbteil an dem übrigen Nachlaß berufen iſt, eine Beteiligung an dem Überſchuß nur verlangen, inſoweit 


der auf ihn entfallende Anteil größer it als der laſtenfreie Ertragswert des Erbhofs. Der Er- 
tragswert beſtimmt ſich nach dem Reinertrag, den der Hof nach ſeiner bisherigen wirtſchaftlichen 
Beſtimmung nachhaltig gewähren kann. 
$ 36 
Verbindlichkeiten bei mehreren Erbhöfen 

(1) Gehören zum Nachlaß mehrere Erbhöfe ($ 23), jo können die gemäß 88 30, 31 zur Ver⸗ 
ſorgung Berechtigten wählen, auf welchem Hof ſie den Unterhalt beziehen wollen. Die Pflicht zur 
Berufsausbildung und Ausſtattung wird von allen Anerben gemeinſchaftlich, und zwar im Ver⸗ 
hältnis zueinander entſprechend dem Wert der Höfe, getragen. 

(2) Die Anerben tragen die Nachlaßverbindlichkeiten im Verhältnis zueinander entſprechend dem 
Wert der Höfe. 

(3) Entſteht Streit über die Anwendung von Abſ. 1 Satz 2 oder Abſ. 2, fo entſcheidet das 
Anerbengericht endgültig. 

4. Abſchnitt 
Beſchränkungen der Veräußerung und Belaſtung des Erbhofs. Zwangsvollſtreckung 
8 37 
Veräußerung und Belaſtung des Erbhofs 

(1) Der Erbhof iſt grundſätzlich unveräußerlich und unbelaſtbar. Dies gilt nicht für eine Ver⸗ 
fügung über Zubehörſtücke, die im Rahmen ordnungsmäßiger Wirtſchaftsführung getroffen wird; die 
Vorſchriften über den Schutz des guten Glaubens bleiben unberührt. Das Verbot der Belaſtung be⸗ 
zieht ſich nicht auf Grunddienſtbarkeiten, beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten oder öffentliche Laſten. 
Als Belaſtung gilt auch die Veräußerung oder Belaſtung einer Eigentümergrundſchuld, die auf dem 
Erbhof eingetragen iſt. 

(2) Das Anerbengericht kann die Veräußerung oder Belaſtung genehmigen, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt. Die Genehmigung kann auch unter einer Auflage erteilt werden. 

(3) Das Anerbengericht ſoll die Genehmigung zur Veräußerung des Erbhofs erteilen, wenn der 
Bauer den Hof einem Anerbenberechtigten übergeben will, der beim Erbfall der Nächſtberechtigte 
wäre oder vom Erblaſſer gemäß $ 25 zum Anerben beſtimmt werden könnte. Das Anerbengericht 
ſoll die Genehmigung nur erteilen, wenn der Übergabevertrag den Erbhof nicht über ſeine Kräfte 
belaſtet. 

(4) Die Bildung mehrerer Erbhöfe durch Teilung eines beſtehenden Erbhofs kann mit Geneh- 
migung des Anerbengerichts erfolgen. Einzelnen Teilen des Erbhofs kann die Erbhofeigenſchaft nur 
mit Genehmigung des Anerbengerichts entzogen werden. Das Anerbengericht ſoll die Genehmigung 
zur Teilung eines Erbhofs und zur Veräußerung von Teilen eines Erbhofs erteilen, wenn es nach 
der Rechtsverordnung über die Agrarreform und das landwirtſchaftliche Siedlungsweſen vom 17. April 
1934 (G. Bl. S. 257) erforderlich iſt, insbeſondere zum Zwecke der Wiederherſtellung früher ſelbſtän⸗ 
diger, durch Zuſammenkommen in einer Hand vernichteter Bauernhöfe. 


§ 37 a 
Antragsberechtigung 
Der Antrag auf Genehmigung der Veräußerung oder der Belaſtung kann ſowohl vom Eigen⸗ 
tümer als auch von demjenigen geſtellt werden, zu deſſen Gunſten die Veräußerung oder Belaſtung 
ſtattfindet. 
8 37 b 
Zuſammenlegungs verfahren 
Zur Einbeziehung eines Erbhofs in ein Verfahren zur Zuſammenlegung zerſplitterten Grundbeſitzes 
(Umlegung, Feld- und Flurbereinigung) it die Zuſtimmung des Anerbengerichts nicht erforderlich. 


8 370 
Belaſtung eines Erbhofs bei Entſtehung 
Erlangt ein Grundſtück erſt durch ein Veräußerungsgeſchäft Erbhofeigenſchaft und wird es im 
Zuſammenhang mit dem Veräußerungsgeſchäft belaſtet, ſo bedarf die Belaſtung nicht der Zuſtimmung 
des Anerbengerichts. 
8 37 d 
Verpachtung . 
Ein Vertrag, durch den der Erbhof oder ein Teil davon für mehr als drei Jahre verpachtet 
wird, bedarf der Genehmigung des Anerbengerichts. f 
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8 38 
b Vollſtreckungsſchutz 

(1) In den Erbhof kann wegen einer Geldforderung nicht vollſtreckt werden. 

(2) Auch in eine Eigentümergrundſchuld am Erbhofe und in die auf dem Erbhofe gewonnenen 
landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe kann wegen einer Geldforderung nicht vollſtreckt werden, jedoch vorbe⸗ 
haltlich der Vorſchriften des § 39. 

8 39 
Vollſtreckung wegen öffentlich⸗ rechtlicher Geldforderungen 

() Wegen öffentlicher Abgaben, wegen eines Anſpruchs aus öffentlichen Laſten oder wegen 
einer ſonſtigen öffentlich⸗rechtlichen Geldforderung kann in die auf dem Erbhof gewonnenen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Erzeugniſſe vollſtreckt werden, ſoweit dieſe nicht zum Zubehör gehören und nicht zum 
Unterhalt des Bauern oder ſeiner Familie bis zur nächſten Ernte erforderlich ſind. 

(2) Die Vollſtreckung gemäß Abl. 1 darf nur beginnen, wenn der Gläubiger einen Monat vor⸗ 
her dem Kreisbauernführer den Vollſtreckungstitel ſowie die Erklärung hat zuſtellen laſſen, daß er 
die Zwangsvollſtreckung gegen den Bauern einzuleiten beabſichtige. 

(3) Innerhalb der Friſt kann der Kreisbauernführer, falls er von der Danziger Bauernkammer 
dazu ermächtigt iſt, dem Gläubiger gegenüber ſchriftlich die Erklärung abgeben, daß er die Schuld 
für die Danziger Bauernkammer übernehme. Durch dieſe Erklärung wird die Danziger Bauern⸗ 
kammer verpflichtet, den Gläubiger gegen Aushändigung des Vollſtreckungstitels nebſt einer öffent⸗ 
lich beglaubigten Empfangsbeſtätigung zu befriedigen. Der Gläubiger kann die Forderung nicht 
mehr gegen den Bauern geltend machen. 5 

(4) Soweit die Danziger Bauernkammer den Gläubiger befriedigt, geht die Forderung des 
Gläubigers kraft Verordnung auf ſie über. Die Danziger Bauernkammer kann aus dem Vollſtreckungs⸗ 
titel gegen den Bauern mit der Beſchränkung des $ 38, § 39 Abi. 1 vollſtrecken. 

(5) Die Vorſchriften der Abſ. 2 bis 4 finden keine Anwendung, wenn die Forderung ohne Zinſen 
und Koſten den Betrag von einhundertfünfzig Danziger Gulden nicht überſteigt. 


5. Abſchnitt 
Die Anerbenbehörden 
8 40 
8 i Grundſatz N 

(1) Zur Durchführung der beſonderen Aufgaben dieſer Verordnung werden ein Anerbengericht 
und ein Erbhofgericht gebildet, beide mit dem Sitz in Danzig. 

(2) In den durch dieſe Verordnung den Anerbenbehörden zur Entſcheidung überwieſenen Ange⸗ 
legenheiten können die ordentlichen Gerichte nicht angerufen werden. 


8 41 
Anerbengericht und Erbhofgericht 
Das Anerbengericht wird dem Amtsgericht in Danzig, das Erbhofgericht dem Obergericht Dan⸗ 
zig angegliedert. 
8 42 
Beſetzung der Gerichte 
Das Anerbengericht entſcheidet in der Beſetzung von einem Richter als Vorſitzenden und zwei 
Bauern. Das Erbhofgericht entſcheidet in der Beſetzung von einem Richter als Vorſitzenden, zwei 
weiteren Richtern und zwei Bauern. n! 
8 43 
Ernennung deer Richter 
Der Vorſitzende des Anerbengerichts und des Erbhofgerichts, ihre ſtändigen Stellvertreter und 
die weiteren Richter des Erbhofgerichts werden vom Senat ernannt. Sie ſollen mit den Erbgewohn⸗ 
heiten der bäuerlichen Bevölkerung vertraut ſein. 


8 44 
Ernennung der bäuerlichen Beiſitzer 
Die bäuerlichen Beiſitzer des Anerbengerichts und des Erbhofgerichts werden auf Vorſchlag des 
Landesbauernführers vom Senat ernannt. Außer den Beiſitzern iſt die erforderliche Zahl von Stell⸗ 
vertretern zu ernennen. Nord tele d mE pnugontnid 3 3 
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8 45 
Rechtsverhältniſſe und Entſchädigung der bäuerlichen Beiſitzer 

(1) Für die Rechtsverhältniſſe und Entſchädigung der bäuerlichen Beiſitzer gelten die für die 
Schöffen beſtehenden Vorſchriften der SS 31 bis 33, $ 35 Nr. 1 und 5, $$ 51 bis 56 des Geridts- 
verfaſſungsgeſetzes ſinngemäß mit der Maßgabe, daß es einer Mitwirkung der Staatsanwaltſchaft 
hier nicht bedarf. 

(2) Über die im Schlußſatz des $ 55 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes gegebene Aufſichtsbe⸗ 
ſchwerde entſcheidet endgültig der Gerichtspräſident. Der Kreis- oder Landesbauernführer iſt kraft 
Verordnung von der Ausführung des Richteramts ausgeſchloſſen, wenn er das Verfahren durch ſeinen 
Antrag in Gang gebracht oder in der Sache Beſchwerde eingelegt hat. 


8 46 
Verfahren 
Das Verfahren vor dem Anerbengericht und dem Erbhofgericht wird in Anlehnung an die Grund⸗ 
ſätze des Verfahrens in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit durch Senatsverordnung ge- 
regelt. 
8 47 
Vorentſcheidung des Vorſitzenden 
(1) In Fällen, in denen das Anerbengericht endgültig entſcheidet oder in denen eine Beſchwerde 
als unzuläſſig verworfen wird, ſowie in den Fällen des $ 22 Abj. 4, 5 der Verordnung kann der 
Entſcheidung des Gerichts eine Vorentſcheidung durch den Vorſitzenden vorangehen. 
(2) Die Vorentſcheidung wird endgültig, wenn nicht binnen zwei Wochen ſeit ihrer Zuſtellung 
Einſpruch eingelegt wird. Hierauf iſt bei der Zuſtellung hinzuweiſen. 


8 48 
Einſpruch 

(1) Der Einſpruch iſt bei dem Gericht, deſſen Vorſitzender die Vorentſcheidung erlaſſen hat, ein⸗ 
zulegen und zwar ſchriftlich oder zur Niederſchrift des Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle. 

(2) Der Einſpruch kann auf neue Tatſachen oder Beweiſe geſtützt werden. 

(3) Der Vorſitzende gewährt einem Einſpruchsberechtigten, der ohne ſein Verſchulden verhindert 
war, die Einſpruchsfriſt einzuhalten, auf Antrag die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand, wenn 
der Einſpruchsberechtigte binnen zwei Wochen nach Beſeitigung des Hinderniſſes den Einſpruch ein⸗ 
legt und die Tatſachen, welche die Wiedereinſetzung begründen, glaubhaft macht. 


8 49 
Sofortige Beſchwerde 

(1) Gegen die Entſcheidungen des Anerbengerichts findet die ſofortige Beſchwerde ſtatt. Die Be- 
ſchwerdefriſt beträgt zwei Wochen. 

(2) Gegen Entſcheidungen, welche das Anerbengericht auf Grund der 88 1, 10, 18, 21, 25, 26, 
37, 37 d, 59, 60 getroffen hat, kann die ſofortige Beſchwerde auch von dem Kreisbauernführer ein⸗ 
gelegt werden. Das Anerbengericht hat die vorerwähnten Entſcheidungen dem Kreisbauernführer von 
Amts wegen zuzuſtellen. 

(3) Über die Beſchwerde entſcheidet das Erbhofgericht. 


8 50 
Vollſtreckung der Entſcheidungen 
Aus den rechtskräftigen Entſcheidungen des Anerbengerichts und des Erbhofgerichts findet die 
Zwangsvollſtreckung nach den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung ſtatt. 
8 51 
Koſten 
Die Gebühren und Koſten für das Verfahren vor den Anerbenbehörden werden durch Senatsver⸗ 
ordnung geregelt. 
6. Abſchnitt 
Erbhöferrolle und Grundbuch 
8 52 
(1) Die Erbhöferrolle ($ 1 Abſ. 3) wird beim Anerbengericht geführt. 
(2) Die Eintragung der Erbhöfe erfolgt gebührenfrei. 
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(3) Die Einrichtung der Höferolle und das Eintragungsverfahren wird durch Senatsverordnung 
geregelt. 
8 53 
Grundbuchvermerk 
(1) Die Eintragung in die Höferolle iſt auf Erſuchen des Vorſitzenden des Anerbengerichts bei 
den zum Erbhof gehörenden Grundſtücken im Grundbuch zu vermerken. Der Vermerk erfolgt gebüh⸗ 
renfrei. 
(2) Die zum Erbhof gehörenden Grundſtücke ſind auf ein beſonderes Grundbuchblatt einzutragen. 
Das Grundbuchamt ſoll tunlichſt darauf hinwirken, daß der Bauer ſie durch entſprechende Ein⸗ 
tragung im Grundbuch zu einem Grundſtück vereinigen läßt. 


7. Abſchnitt 


Schlußvorſchriften 
Ss 54 
Ortliche Zuſtändigkeit der Kreisbauernführer 
Für die örtliche Zuſtändigkeit der Kreisbauernführer iſt der Ort maßgebend, an dem ſich die 
Hofſtelle des Erbhofs befindet. 
8 55 
u Befreiung von Steuern und Koften 
(1) Der Anerbe hat für den Übergang des Erbhofs keine Erbſchaftsſteuer oder Grunderwerbs- 
ſteuer zu zahlen. 
(2) Beſcheinigungen von Verwaltungs- oder Kirchenbehörden, die zur Durchführung der Ver⸗ 
ordnung erforderlich werden, ſind gebühren⸗ und ſtempelfrei. 


8 56 
Auslegungsregel 
Entſtehen bei Anwendung dieſer Verordnung Zweifel, ſo hat der Richter ſo zu entſcheiden, wie 
es dem in den Einleitungsworten dargelegten Zweck der Verordnung entſpricht. 


§ 57 
Inkrafttreten 

(1) Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 

(2) Sie hat Wirkung für die Erbfälle, die nach dieſem Zeitpunkt eintreten. 

(3) Maßnahmen, die ſeit dem 1. Oktober 1933 getroffen worden ſind, um den Zweck der Verord⸗ 
nung zu vereiteln, können auf Antrag des Landesbauernführers durch das Erbhofgericht für nichtig 
erklärt werden. 

8 58 
ÜUbergangsvorſchrift zu 8 23 (Mehrere Erbhöfe) 

Beſitzt der Erblaſſer mehrere Erbhöfe, ſo kann er durch Teſtament oder Erbvertrag in Abweichung 
von 8 23 beſtimmen, daß bei dem erſten nach dem Inkrafttreten dieſer Verordnung eintretenden Erb⸗ 
fall insgeſamt zwei Erbhöfe auf einen Anerben entfallen, wenn der Anerbe ein Sohn oder Sohnes⸗ 
john iſt und beide Höfe zuſammen einhundertfünfundzwanzig Hektar nicht überſteigen. 


$ 59 
Übergangsvorſchrift zu $ 17 (Eigentum von Ehegatten) 

(1) Befindet ſich bei Inkrafttreten der Verordnung eine von einer Hofſtelle aus bewirtſchaftete 

Beſitzung, die ſonſt den Vorausſetzungen der Verordnung entſpricht, 
a) im Geſamtgut einer ehelichen Gütergemeinſchaft oder ſonſt im Miteigentum von Ehegatten; 
b) im Geſamtgut einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft; 
c) zum Teil im Alleineigentum des Ehemannes und zum Teil im Alleineigentum der Ehefrau; 
d) zum Teil im gemeinſchaftlichen Eigentum beider Ehegatten und zum Teil im Alleineigentum 
eines oder jedes Ehegatten, 
ſo wird die Beſitzung Erbhof. 

(2) Die Ehegatten können durch Erbvertrag oder gemeinſchaftliches Teſtament ſich gegenſeitig 
zu Anerben des Erbhofs einſetzen oder beſtimmen, daß der Erbhof nach dem Tode des Erſtverſtor⸗ 
benen oder des Überlebenden an eine Perſon als Anerbe fallen ſoll, die nach dieſer Verordnung als An⸗ 
erbe des einen oder des anderen Ehegatten berufen wäre oder beſtimmt werden könnte. Die Vorſchriften, 
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wonach zur Beſtimmung des Anerben in gewiſſen Fällen die Zuſtimmung des Anerbengerichts erforder⸗ 
lich iſt, bleiben unberührt; dies gilt nicht für gemeinſchaftliche Teſtamente oder Erbverträge, die vor dem 
Inkrafttreten der Verordnung errichtet worden ſind. 

(3) Machen die Ehegatten von dem Recht des Abſ. 2 keinen Gebrauch, ſo fällt der Erbhof beim 
Tode der Frau dem Manne als Anerben an. Stirbt der Mann — gleichviel ob vor oder nach der 
Frau —, ſo fällt der Hof derjenigen Perſon als Anerben an, die als Anerbe des Mannes berufen 
it; der Ehefrau ſteht bis zur Vollendung des fünfundzwanzigſten Lebensjahres des Anerben die Ver⸗ 
waltung und Nutznießung des Hofes zu, falls dieſes Recht nicht durch Erbvertrag oder gemeinſchaft⸗ 
liches Teſtament ausgeſchloſſen oder beſchränkt iſt. 

(4) Haben die Ehegatten den Anerben nicht gemeinſchaftlich beſtimmt, ſo kann mit Zuſtimmung 
des Anerbengerichts auch der überlebende Ehegatte allein unter den anteils berechtigten Abkömmlingen 
den Anerben beſtimmen. 

(5) Bei fortgeſetzter Gütergemeinſchaft kann das Anerbengericht auf Antrag beſtimmen, daß in 
der Zeit nach ihrer Beendigung dem überlebenden Ehegatten die Verwaltung und Nutznießung des 
Erbhofs zuſtehen ſoll, und zwar auch über das fünfundzwanzigſte Lebensjahr des Anerben hinaus. Dies 
gilt nicht, wenn die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft auf Grund des § 1495 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
durch Urteil aubgehoben worden iſt. 

(6) Erwerben Eheleute in einem Siedlungsverfahren eine Anſiedlerſtelle zum gemeinſamen Eigen⸗ 
tum auf Grund eines vor dem 1. April 1935 abgeſchloſſenen Vertrages und entſpricht dieſe Beſitzung, 
abgeſehen von dem Alleineigentum, den Vorausſetzungen der 88 1 bis 4, 6 der. Verordnung, ſo 
wird die Beſitzung mit der Überführung in das Eigentum der Eheleute Erbhof; dieſe Vorſchriften 
gelten entſprechend für die Vergrößerung eines Kleinbetriebes auf die Größe einer Ackernahrung. 
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Übergangsvorſchrift zu 8 21, Abſ. 6 (Annahme an Kindes Statt) 

(1) Hat der Erblaſſer vor dem 1. Januar 1935 eine Perſon an Kindes Staatt angenommen, fo 
ſteht dieſes Kind hinſichtlich der Anerbenfolge dem ehelichen Kinde gleich. 

(2) Das Anerbengericht kann für den nächſten auf das Inkrafttreten der Verordnung folgenden 
Erbfall zulaſſen, daß ein an Kindes Statt angenommenes Kind zum Anerben beſtimmt wird, wenn 
es beim Inkrafttreten der Verordnung bereits längere Zeit wie ein Kind im Hauſe des Bauern gelebt 
hatte. Als nächſter Erbfall gilt auch der Tod des überlebenden Ehegatten, wenn dieſer nach $ 59 zu- 
nächſt Anerbe geworden iſt. 

! 8 61 
Übergangsvorſchrift zu 8 37 (Belaſtung und Veräußerung) 

(J) Iſt vor dem Inkrafttreten der Verordnung auf eine Beſitzung, die Erbhof geworden iſt, eine 
Hypothek eingetragen, deren Gegenwert aber noch nicht ausgezahlt, ſo iſt der Gläubiger durch die Vor⸗ 
ſchrift des 8 37 nicht gehindert, durch Auszahlung des Gegenwerts die Hypothek zu erwerben. 

(2) Die Genehmigung nach 8 37 Abſ. 2 iſt auch dann erforderlich, wenn vor dem Inkrafttreten 
der Verordnung die auf Veräußerung oder Belaſtung gerichtete Erklärung des Eigentümers bindend 
geworden und der Antrag auf Eintragung beim Grundbuchamt geſtellt, die Eintragung aber vor dem 
vorbezeichneten Zeitpunkt noch nicht bewirkt worden iſt. Das Anerbengericht ſoll in dieſen Fällen in 
der Regel die Genehmigung erteilen, wenn nicht beſondere Gründe dagegen ſprechen. 

8 62 
Übergangsvorſchrift zu SS 38, 39 (Vollſtreckung) 

Die Vorſchriften des $ 39 über die Vollſtrecung in die landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe des Erb⸗ 
hofs finden bis zu einer anderen, im Wege der Durchführungsverordnung zu treffenden Regelung auch 
auf die Vollſtreckung wegen privatrechtlicher Geldforderungen Anwendung. 

§ 63 
Ausführungsvorſchriften 

(1) Der Senat hat die zur Durchführung dieſer Verordnung erforderlichen Rechtsverordnungen 
und Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen. 

(2) Er kann hierbei, ſoweit er es zur Erreichung des Zwecks dieſer Verordnung für erforderlich hält, 
auch Vorſchriften ergänzenden und abweichenden Inhalts treffen. 

Danzig, den 15. Mai 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Rettelsky 
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123 13. Verordnung 


zur Abänderung der Verordnung zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhältniſſe 
vom 22. September 1933. 


Vom 14. Mai 1935. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 61 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel 1 

Die Verordnung zur Regelung der landwirtſchaftlichen Schuldverhällniſſe vom 22. September 
1933 (G. Bl. S. 444) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 30. Juni 1934 (G. Bl. S. 499) und 
der Abänderung vom 19. September 1934 (G. Bl. S. 707) wird geändert: 

1. In $ 24 Abf. 1 werden die Worte „bis zum 31. Dezember 1933“ geſtrichen und erſetzt durch 
die Worte „an einem vom Senat der Freien Stadt Danzig zu beſtimmenden Zeitpunkt“. 

In 8 24 Abſ. 1 wird folgender Satz 2 hinzugefügt: „Soweit die Anſprüche verzinslich ſind, findet 
eine Verzinſung bis zum Tage der Zahlung jedoch längſtens bis zum 31. März 1935 ſtatt.“ 

2. § 25 Abſ. 1 wird wie folgt neu gefaßt: 

„Die übrigen auf fie übergegangenen Schwimmſchulden ($ 23) tilgt die Staatliche Treuhand⸗Geſell⸗ 
ſchaft m. b. H. durch Zahlung in zehn gleichen Teilbeträgen. Die Fälligkeit der einzelnen Raten be⸗ 
ſtimmt der Senat der Freien Stadt Danzig.“ 


Artikel 2 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung und der Maßgabe in Kraft, daß Teil⸗ 
beträge, die auf Grund der bisherigen Faſſung des $ 24 und des $ 25 Abſ. 1 am 31. Dezember 1933 
bezw. am 1. April 1935 fällig geweſen ſind, ohne daß die Staatliche Treuhand-⸗Geſellſchaft m. D. . 
bisher Zahlung geleiſtet hat, ebenfalls bis zu einem vom Senat zu beſtimmenden Zeitpunkt als 
geſtundet gelten. 


Danzig, den 14. Mai 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Hoppenrath 


124 Rechtsverordnung 


über das Vermieten möblierter Zimmer an Fremde zum vorübergehenden Aufenthalt in Badeorten. 
Vom 15. Mai 1935. 


Zur Beſeitigung von Mißſtänden auf dem Gebiet des Fremdenverkehrsweſens, zugleich in Er⸗ 
gänzung des $ 33 der Gewerbeordnung, wird auf Grund des $ 1 Ziffer 65, 66, 79 und des $ 2 des 
I; zur Behebung der Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ver⸗ 
ordnet: 

8 1 

Wer in Badeorten mit amtlichem Wohnungsnachweis möblierte Zimmer gegen Entgelt an Fremde 
zum vorübergehenden Aufenthalt in der Zeit vom 1. Mai bis 30. September eines jeden Jahres 
vermieten will, hat dies jedes Jahr bis zu dem von der zuständigen Kur- und Badeverwaltung feſt⸗ 
geſetzten Zeitpunkt dem örtlichen amtlichen Wohnungsnachweis anzuzeigen. 


82 
Das Vermiete vi Zimmer darf ferner nur nach Maßgabe der weiteren vom Senat, Abteilung 
Propaganda, genehmigten Anordnungen der örtlichen Kur- und Badeverwaltungen erfolgen. Die An- 
ordnungen find im Staatsanzeiger ſowie in ortsüb licher Weile bekanntzugeben. 


8 3 
Der Polizeipräſident für den Polizeibezirk Danzig, in den Landkreiſen der Landrat, kann das Ver⸗ 
mieten von möblierten Zimmern gemäß § 1 der Verordnung unterſagen, wenn 
1. der Vermieter die erforderliche Zuverläſſigkeit nicht beſitzt, insbeſondere den auf Grund FR 
Verordnung erlaſſenen Anordnungen der örtlichen Kur- und Badeverwaltungen vorſätzlich oder 
mehrfach grobfahrläſſig zuwider handelt, oder die in dem amtlichen Wohnungsnachweis ange⸗ 
gebenen Preiſe für Miete und Nebenleiſtungen überſchreitet, 
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2. die zu vermietenden Zimmer und deren Ausſtattung den polizeilichen Anforderungen nicht ent- 
ſprechen. 
Gegen dieſe Unterſagung ſteht dem Betroffenen die Beſchwerde an den Senat zu, der endgültig 
entſcheidet. Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. 
8 4 


Auf Hotels, Gaſtwirtſchaften und Fremdenheime, die nach $ 33 der Gewerbeordnung, zu ihrem 
Betriebe der Erlaubnis bedürfen, finden vorſtehende Beſtimmungen keine Anwendung. 


8 5 
Wer Zimmer vermietet, ohne daß durch ihn die im § 1 vorgeſchriebene Anmeldung erfolgt iſt 
oder nachdem ihm die Vermietung nach $ 3 unterſagt iſt, wird mit Geldſtrafe bis zu 120, — Gulden 
oder Haft bis zu 6 Wochen beſtraft. 
§ 6 
Die Rechtsverordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 15. Mai 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Batzer 


12⁵ Verordnung 
betr. die Umbildung der Steuerverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Vom 13. Mai 1935. 
Auf Grund des $ 1 Ziffer 10 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273 ff.) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
8 1 
(1) Zur Vereinfachung der Verwaltung mit dem Ziele, Erſparniſſe zu machen, wird die Steuer- 
verwaltung der Freien Stadt Danzig einſchl. des ihr durch die Verordnung vom 15. September 1934 
(G. Bl. S. 695) angegliederten Staatl. Vollſtreckungsamts einer Umbildung im Sinne des § 1 des 
Beamten⸗Ruheſtands⸗Geſetzes vom 23. Februar 1926 (G. Bl. S. 39 ff.) unterzogen. 
(2) Die näheren Anordnungen ergehen durch Beſchluß des Senats. 


8 2 
Als Endzeitpunkt der Umbildung gilt der 30. September 1935. 
8 3 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 13. Mai 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Hoppenrath 


126 Verordnung 
betreffend Anderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Deutſchland (T H 302). 
Vom 20. Mai 1935 an betragen die Telegraphengebühren im Verkehr mit Deutſchland 
Wortgebühr Mindeſtgebühr 


a) Gewöhnliche Telegramme 0,30 G 3.— G 
b) Preſſetelegramme 
1. gewöhnliche 0,15 G 1,50 G 
Z. bree 0,30 G 3.— G 
c) Blitztele gramme 3.— G 30,— 8 
d) Brieftele gramme 0,10 8 1.— G 


Die Verordnung betreffend Anderung der Teo tapheng hüben im Verkehr mit Deutſchland vom 
9. Auguſt 1927 (G. Bl. S. 285) tritt gleichzeitig außer Kraft. 


Danzig, den 13. Mai 1935. 
Landespoſtdirektion der Freien Stadt Danzig 
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127 Druckfehlerberichtigung. 


In der Verordnung betreffend die Leiſtung von Abſchlagszahlungen auf Hypotheken und Grund- 
ſchulden vom 18. Mai 1935 (G. Bl. S. 651) muß es: 
a) in $ 1 Abſ. 2 Zeile 3 ſtatt „G. Bl. S. 441“ heißen „G. Bl. S. 444“, 
b) in 8 2 Abſ. 1 Zeile 4 ſtatt „zur Anwendung einer Notlage“ heißen „zur Abwendung einer 
Notlage“. 


Danzig, den 21. Mai 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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28 2 
Die Necbtsverordauna tritt mit ihrer Peking in Ktaft. . 
Danzig, den 15. Mat 1935. 3 
Der Senat der Freie Stadt Danzig * 
Greifer iger b 
12% Berorbnümg 


betr. die Unbitbung der Sieneruermatzund der Freien Stadt er 
Bon 14. Wes %, 
Huf Wund des 3 1 Ziffer 10 uud des 8 2 bes (eienes rikiiieiee 
at dom 23. Juni 1033 (G. Bl. S. 273 ff.) wird folgendes M 
5 f 984 di 8 
AU Zur Vereinfachung der Verwaltung mit dem Sieße, Etſparn ie m nahen, wird die Zieyer 
tung der Freien Studt Danzig einichl, des duc bie Verordnung vom 15, September AUBL 
65 angeplicderten Staatl. Volſſtredunngants einer Unbildung im Sinne des 8 . 
Beamten Mukeitands-riches vom 23. Februar 18 (c. Bl. S. 39 ff.) unterzogen. 
{2}. Die näheren Anordnungen ergehen durch Vessluß des Senats, 
8 2 - ’ 
Als Endzeitpunkt der Umcbilbung- gilt der 30. Sebtember 16. n 
8 3 Br 
Diete Verordnung tritt mit der Verkündung ix Kraft. F 
Danzig, den 13. Mal 1936. | 8 . 
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